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Und wieder lachen die welschen compatriotes 
über unseren Bundespräsidenten. Johann 
Schneider-Ammann (FDP) gab am Westschwei

zer Fernsehen seiner Freude 
über die päpstliche Barmher
zigkeit Ausdruck. Er vertat 
sich  dabei allerdings mit seiner 
Wortwahl und kündigte an:  
«Je vais remercier le Pape 
pour sa contribution de baiser 
notre monde.» Für einmal 

 sollten sich die Kollegen von ennet der Saane 
nicht nur über das diesmal etwas gar puber
tierende  Frühfranzösisch des Präsidenten 
 mokieren,  sondern auch die aufklärerische Tat 
von JSA  anerkennen: Er zeigt, wie wichtig 
gute  Französischkenntnisse sind.

Der Mann, der im Wahlkampf schon mal mit 
 seinem Sixpack geprahlt hatte, wollte wieder mal 
den Kraftprotz geben. Bastien Girod, grüner 
 Zürcher Nationalrat, versuchte auf einem auf 
Facebook verbreiteten Filmchen mit aller Gewalt 
und unter Einsatz des ganzen Körpers, einen 
Zürcher Abfallcontainer zu entstopfen. Girod 
führt uns Bankdrücken und Beinpressen im ur
banen Umfeld vor. Und er ist sich wegen aus
bleibenden Erfolgs auch nicht zu schade, selbst 
in den  Container zu steigen. Die Entstopfungs
aktion gelang ihm aber erst aus Zufall und ohne 
zur Schau gestelltem Einsatz seiner Muskelkraft.  
Gut, man kann Girod dafür loben, dass er uns 
diesen Spass trotz fehlender Kraft gegönnt  
hat. Offensichtlich ist jetzt aber auch, was schon 
vor Jahren vermutet wurde: Girods Sixpack war 
gefakt.

Die Freude über den Ausgang der Parlaments
wahlen 2015 hält sich plötzlich auch bei  
SVPlern in Grenzen. Zwar stand gestern beim 
 traditionellen schweizerischbri
tischen ParlamentarierSkiren
nen in Davos mit Jürg Stahl 
(Foto) wieder ein gestandener 
SVPParlamentarier zuoberst 
auf dem Treppchen. Doch zahl
reiche im Herbst gewählte 
Neoparlamentarier verdrängten 
bisherige wie Thomas Hurter 
und Thomas Aeschi von den Spitzenplätzen. 
«Zwar haben sich einige neu ins Parlament ‹ein
gereiste› Leute vor unseren Leistungsträgern 
platziert, aber wenigstens haben diese die Briten 
hinter sich  gelassen», kann ein SVPler dem Renn
verlauf doch noch etwas Gutes abgewinnen.

Politohr

GPK überprüft das Beschaffungswesen der Armee
Der eben erfolgte Stopp des Kaufs untauglicher Lenkwaffen führt zu einer Untersuchung

Bern Der Griff von Verteidi-
gungsminister Guy Parmelin zur 
Notbremse bei der Beschaffung 
zweier Flugabwehrsysteme hat das 
Fass zum Überlaufen gebracht: 
Jetzt überprüft die Geschäftsprü-
fungskommission (GPK) das ge-
samte Beschaffungswesen der Ar-
mee. Denn immer wieder kommt 
es beim Kauf von Rüstungsgütern 
zu Problemen. Jetzt soll abgeklärt 
werden, wo es bei der Rüstungs-
agentur des Bundes Armasuisse 
und bei der Armeeführung harzt. 

SP-Nationalrätin Chantal Gal-
ladé wird die Überprüfung formal 
in die zuständige GPK-Subkom-
mission einbringen. Sie rennt bei 
GPK-Präsident Alfred Heer offe-

ne Türen ein: «Eine Untersuchung 
der Armee-Beschaffung ist drin-
gend notwendig», findet er. Schon 
die 558-Millionen-Franken teure 
Revision der Duro-Armeefahrzeu-
ge habe Fragen aufgeworfen. Und 
jetzt lasse der Kaufstopp der mil-
liardenteuren Boden-Luft-Vertei-
digungssysteme Bodluv erneut auf 
Probleme schliessen. «Das ist alles 
etwas viel!», so Heer.

Für die Sicherheitspolitikerin 
Galladé hat schon der gescheiter-
te Kauf des Gripen-Kampfjets Pro-
bleme bei der Rüstungsbeschaf-
fung aufgezeigt. «Man hat im Par-
lament immer wieder das Gefühl 
gehabt, von der Armeeführung 
ungenügend informiert zu wer-

den», sagt sie. Journalisten hätten 
oft mehr Informationen gehabt als 
sie.

Auch jetzt ist es laut Galladé 
nur den Medien zu verdanken, 
dass Bundesrat Parmelin das Bod-
luv-Geschäft sistiert hat. Die «Zen-
tralschweiz am Sonntag» hatte pu-
blik gemacht, dass das ausgewähl-
te deutsche Iris-T-System nur bei 
gutem Wetter einsatzbereit ist und 
die britische Lenkwaffe Cammer 
nicht weit genug schiesst. Wie die 
«Rundschau» überdies berichtete, 
wusste die Armee, dass die beiden 
Systeme «einsatzrelevante No-
Gos» aufweisen und ein Finanz-
debakel drohte.
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Bern Neuerliche Wende im Ver-
handlungsdrama um die Umset-
zung der Masseneinwanderungs-
initiative: Die Chefs der Bundes-
ratsparteien CVP, FDP und SP wol-
len die Migrationsministerin Si-
monetta Sommaruga zwingen, mit 
einer neuen Strategie die Verhand-
lungen mit Brüssel aufzunehmen. 
Brisant dabei: Es soll nach EU-Re-
geln verhandelt werden, was bis-
lang tabu war. Das Ziel ist eine 
Schutzklausel nach europäischem 
Verständnis. 

Der Grund für das Vorpreschen 
der drei Parteispitzen: Die Aussen-
politiker haben entdeckt, dass im 
Vertrag der EU mit Grossbritan-
nien eine Schutzklausel angelegt 
ist, die auch auf die Schweiz an-
wendbar wäre. Zudem lässt der 
Vertrag als Massnahme gegen eine 
zu starke Einwanderung viel mehr 
zu als die von den Briten bean-
spruchten Einschränkungen beim 
Zugang zu Sozialleistungen. 

Ende Juni wird Grossbritannien 
über den Vertrag und den Verbleib 
in der EU abstimmen. Nach  dieser 

Brexit-Abstimmung sind für die 
Schweiz theoretisch wieder Ver-
handlungen möglich. Der desig-
nierte CVP-Chef Gerhard Pfister 
wird deshalb Anfang Woche in der 
Aussenpolitischen Kommission 
(APK) einen Antrag stellen, um 
den Bundesrat zu zwingen, «mit 
Brüssel auf der Basis des Grossbri-
tannienvertrags zu verhandeln». 
Pfister bestätigt: «Der Bundesrat 
muss nach der Brexit-Abstimmung 
anknüpfen und eine ähnliche 
Schutzklausel für die Schweiz vor-
schlagen.»

Begrenzung möglich unter 
bestimmten Voraussetzungen 

Bei diesem Vorhaben erhält Pfis-
ter breite Unterstützung. FDP-
Chef Philipp Müller sagt: «Der 
Bundesrat muss in Brüssel jetzt 
auch die Optionen ausloten, die sich 
aus dem EU-Grossbritannien-Ver-
trag ergeben.» Und auch SP-Präsi-
dent Christian Levrat spricht sich 
für eine «Einigung mit Brüssel auf 
der Basis dieses Vertrages» aus.  

Das Kalkül: Die EU kann der 
Schweiz nicht verwehren, was sie 
den Briten zugesteht. Und das ist 
einiges. Der Vertrag wurde bis jetzt 

als reine Regelung zur Einschrän-
kung der Sozialhilfe verstanden. 
Das Dokument spricht aber an ver-
schiedenen Stellen von einer 
«Schutzklausel», die es erlaube, im 
«öffentlichen Interesse Massnah-
men» zu ergreifen, um den «Zu-
strom von Arbeitskräften einzu-
schränken». 

Für Pfister ist klar: «Hier lässt 
die EU die Begrenzung der Migra-
tion zu, wenn bestimmte Voraus-
setzungen gegeben sind. Das ist 
ein Durchbruch, der für die 
Schweiz nützlich sein kann.» Und 
Müller ergänzt: «Massnahmen zur 
Verringerung der Arbeitslosigkeit 
und zum Schutz der einheimischen 
Arbeitnehmer sind erlaubt. Das 
käme also für uns einem Inländer-
vorrang gleich, wenn wir in be-
stimmten Berufsgruppen eine hohe 
Arbeitslosenquote haben.»

Auch Alt-Staatssekretär Mi-
chael Ambühl, dessen Institut an 
der ETH-Zürich den Vertrag ana-
lysiert hat, glaubt, dass das Abkom-
men zwischen der EU und Gross-
britannien «aus Schweizer Sicht in 
die richtige Richtung» gehe, weil 
darin ein «Modell für eine Schutz-
klausel angelegt ist».

Und selbst der SVP-Nationalrat 
und APK-Päsident Roland Rino 
Büchel kann sich diesen Weg vor-
stellen: «Es ist sicher zu prüfen, ob 
wir so zum Ziel kommen.» 

Weder Kontingente noch eine 
autonome Schutzklausel 

Eine solche Einigung nach euro-
päisch-britischem Muster ist aller-
dings brisant: Generelle Einwan-
derungskontingente kommen 
nicht infrage, und es gelten euro-
päische Regeln. Die Kriterien zur 
Auslösung von Schutzmassnah-
men würden zwar definiert. Der 
Entscheid über die Auslösung 
könnte aber kein autonom schwei-
zerischer sein, sondern müsste von 
Brüssel und Bern gemeinsam ge-
troffen werden. Eine solche Schutz-
klausel nach europäischer Spielart 
ignorierte damit zwei Kernpunk-
te der Initiative, nämlich Kontin-
gente und deren selbstständige 
Einführung durch die Schweiz. 

Das gemeinsame Vorpreschen 
der drei Parteipräsidenten zeigt 
dennoch, dass über den Brexit-Ver-
trag erstmals ein innenpolitischer 
Konsens für eine Verhandlungslö-
sung mit Brüssel möglich ist.

EU-Grossbritannien-Vertrag 
soll das Vorbild sein

Parteichefs wollen Sommaruga neue Strategie für Verhandlungen aufzwingen
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Frühfranzösisch: Befürworter hoffen jetzt auf Berset
CVP-Chef Darbellay macht nach dem Thurgauer Entscheid Druck auf den Innenminister

Bern Mit ihrer Ansage, den Fran-
zösischunterricht aus der Primar-
schule zu verbannen, hat sich die 
Thurgauer Regierung in der Ro-
mandie keine Freunde gemacht. 
CVP-Präsident Christophe Dar-
bellay ist ungehalten ob des 
«schlimmen» Schrittes der Ost-
schweizer, der den Zusammenhalt 
des Landes untergrabe. «Ausge-
rechnet ein Kanton, der von der 
SVP dominiert wird, die von Aus-
ländern perfekte Sprachkenntnis-
se verlangt und für sich das natio-
nale Monopol beansprucht, stra-
paziert die Solidarität der Landes-
teile», enerviert sich der Unter-
walliser. Dabei sei erwiesen, dass 
es von Vorteil ist, wenn Kinder 

möglichst früh mit einer Fremd-
sprache in Berührung kommen. 

Seine Hoffnungen ruhen auf 
SP-Innenminister Alain Berset. 
Dieser müsse jetzt «ein Machtwort 
sprechen», so Darbellay. Der Ma-
gistrat hatte wiederholt angedroht, 
er werde eingreifen, wenn ein Kan-
ton mit dem Kompromiss von 2004 
bricht, gemäss dem eine zweite 

Landessprache ab Primarstufe 
unterrichtet wird.

Hinter den Kulissen hat Bersets 
Departement dem Vernehmen 
nach bereits die kantonalen Erzie-
hungsdirektoren zu einer Vorkon-
sultation geladen, wie der Bund 
den Thurgau in die Pflicht neh-
men soll. Damit setzt die Landes-
regierung das angedrohte Sank-
tionsregime in Gang, das auf eine 
Interpellation von SP-Nationalrat 
Mathias Reynard zurückgeht. Ti-
tel des Vorstosses: «Wiederholte 
Angriffe auf den Französischunter-
richt. Ist es Zeit zu handeln?» Das 
wird sich im Herbst weisen, wenn 
der Thurgauer Lehrplan in Kraft 
tritt. R. Rafi, P. Tischhauser

Bundesrat 
Alain Berset


